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Die deutsche Beteiligung am Krieg gegen Afghanistan be-
gann einen Tag, nachdem in New York etwa 3.200 Menschen
durch einen Terroranschlag auf das World Trade Center star-
ben. Während US-Präsident George W. Bush aus der Deckung
eines US-Luftwaffenstützpunktes die Anschläge als “Angriff
auf Amerika” und “Krieg gegen die zivilisierte Welt” geißel-
te, ergriff im entfernten Brüssel NATO-Generalsekretär Geor-
ge Robertson die Gelegenheit, aus den Anschlägen einen
Weltkrieg zu machen: die “Robertson-Idee” war der Vor-
schlag des obersten NATO-Kriegsherren an die US-Regierung,
bei den 18 Alliierten den Bündnisfall nach Art. V NATO-Ver-
trag einzufordern. (2) Gesagt, getan: schon am 12. Septem-
ber stimmte auch die deutsche Bundesregierung dem Bünd-
nisfall unter dem Vorbehalt zu, daß dieser Anschlag “vom
Ausland aus gegen die Vereinigten Staaten verübt wurde.”
(3) Die Beteiligung der NATO versprach der US-Regierung ei-
ne breite ideelle Unterstützung der amerikanischen “Anti-
Terror-Allianz”. Die NATO-Strategen versprachen sich eine

(1) So dokumentierte der 

Bundesverteidigungsminister

Scharping am 9.11.01 vor dem

Verteidigungsausschuß des

Deutschen Bundestages den

Kenntnisstand der Bundesre-

gierung nach einem Monat

Luftkrieg, auf  dessen Grundla-

ge die Bundesregierung am

16.11.01 ein Anti-Terror-Kon-

tingent von 3.900 Soldaten mit

der Vertrauensfrage im Bundes-

tag durchsetzte. VA 9.11.2001,

88/17

(2) Europäische Sicherheit,

1/2002, S. 20f. Damit mobili-

sierte sich die NATO quasi selbst.

(3) Erklärung des Nordatlanti-

Dabeisein - egal wie, womit, warum

Der deutsche Beitrag
zum Regimewechsel in Afghanistan

Niemand hat die Krauts gerufen. Seit Oktober 2001 ist die Bundes-
wehr heimlich in Afghanistan, seit Dezember 2001 beteiligt sie
sich an der UN-”International Security Assistance Force/ISAF”. 
Etwa 800 Bundeswehrsoldaten sollen helfen, dem neuen Regime
Karsai die Macht in Kabul zu sichern, während 200 ihrer Kameraden
illegal auf Terroristenjagd in Süd-Afghanistan sind. Das übrige Af-
ghanistan hat die “Anti-Terror-Allianz” den alten Clanchefs über-
lassen. Der symbolische ISAF-Einsatz dient weder der Verbesserung
der sozialen Situation noch dem Wiederaufbau in Afghanistan - und
noch immer fallen Bomben. Die militärischen Kosten verschlingen
ein Vielfaches der versprochenen Hilfsgelder. Sollte die ISAF-Missi-
on plangemäß im Juni enden, wird das geschundene Afghanistan
endgültig im Bürgerkrieg zerfallen.

Stefan Gose

“Dabei werfe ich die Frage auf, ob man tatsächlich an Planungen von 
Luftkriegsoperationen über Afghanistan beteiligt sein will, wenn man sich an

den militärischen Maßnahmen selbst nicht beteiligt. Hier habe ich Zweifel. 
Ich denke, daß ich daran nicht beteiligt sein will.” (Rudolf Scharping) (1)
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neue Legitimation des Bündnisses und die europäischen NA-
TO-Regierungen erhofften sich durch den Bündnisfall Ein-
flußnahme auf die US-Kriegsplanungen. 

Doch die “uneingeschränkte deutsche Solidarität mit den
USA”, die Bundeskanzler Gerhard Schröder fortan beschwor,
lief von Anbeginn ins Leere. Denn an diesem Krieg will die
US-Regierung ihre europäischen Freunde bis heute nicht
ernsthaft beteiligen. Die “Operation Enduring Freedom” be-
sitzt weder ein UN-Mandat, steht nicht unter NATO-Kom-
mando, noch wird sie von der NATO geplant oder koordi-
niert. Weder legte die US-Regierung gerichtsverwertbare Be-
weise für eine behauptete Urheberschaft der Anschläge
durch Osama bin Laden, das Al-Qaida-Netzwerk oder das af-
ghanische Taliban-Regime vor, (4) noch bat die US-Regie-
rung um eine nennenswerte Kriegsbeteiligung ihrer NATO-
Verbündeten oder sprach ihre Angriffspläne mit ihnen ab.
Immer wieder sicherte Bundeskanzler Schröder der US-Re-
gierung militärische Hilfe zu und bat um eine Anforderungs-
liste für Bundeswehrkontingente. Ende September bot Ver-
teidigungsminister Rudolf Scharping in vorauseilendem Ge-
horsam schon mal 6.000 Bundeswehrsoldaten an, ohne zu
wissen, wofür. 

Erst als die NATO am 2. Oktober 2001 endgültig ihren
Bündnisfall auch ohne Täterschaftsbeweise beschloß, legte
die US-Regierung am folgenden Tag der NATO eine spärliche
Anforderungsliste vor. Darin bat die US-Regierung vorwie-
gend um logistische Hilfen, für die kein Bündnisfall hätte
festgestellt werden müssen. 

Als ab dem 7. Oktober das amerikanisch-britische Bom-
bardement auf Afghanistan begann, schickte die französi-
sche Regierung daher auf eigene Rechnung Fremdenle-
gionäre und Spezialeinheiten ins Kriegsgebiet. Auch Itali-
ens Premierminister kündigte beleidigt die Entsendung ei-
gener Truppen an; ohne Absprachen fanden sich auch russi-
sche Soldaten bei der afghanischen “Nordallianz” ein.

Derart in die 2. Reihe versetzt, bastelte die Bundesregie-
rung an ihrem solidarischen Beitrag für den Afghanistan-
Krieg, fand aber nichts nennenswertes in ihrem out-of-area-
Arsenal: Mitte Oktober wurden schließlich fünf AWACS-Auf-
klärer (die der NATO unterstehen) aus Geilenkirchen “zur
Entlastung” auf die Tinker Air Base bei Oklahoma City ver-
legt, die angebotenen Fuchs-ABC-Spürpanzer brauchte in
Afghanistan allerdings niemand und auch das deutsche Air-
bus-Lazarett/MEDEVAC wartete seit 23. November drei Mo-
nate ungenutzt in Köln-Wahn auf seinen Alarmstart. ( 5) Ei-

krates vom 12.9.2001 zur Fest-

stellung des NATO-Bündnisfal-

les, in: Blätter für deutsche und

internationale Politik, 10/01, S.

1263

(4) Die wenigen, denen die US-

Regierung ihre geheimen “Tä-

terschaftsbeweise” volegte, be-

werteten diese später je nach

politischer Intention mit “ein-

deutig” bis “nicht stichhaltig”.

Um dennoch einen Bündnisfall

aus diesen nicht-öffentlichen

Beschuldigungen ableiten zu

können, erklärte Generalse-

kretär Robertson am 2.10.01,

der NATO würde es genügen,

wenn ein Mitgliedsland “glaub-

haft versicherte”, daß es über

solche Beweise verfüge.

(5) Von der AWACS-Verlegung

waren 42 Soldaten und Zivilbe-

schäftigte der Bundeswehr be-

troffen; daneben wurde eine

Fregatte und ein Tanker des

ständigen Einsatzverbandes

Mittelmeer/STANAVFORMED zur

“verstärkten Präsenz” ins östli-

che Mittelmeer verlegt. Im Rah-

men des “Wartime Host Nation

Suppert/WHNS”-Abkommens

von 1983 bewacht die Bundes-

wehr zusätzlich NATO-Einrich-

tungen und verstärkte die Luf-

traumüberwachung in Deutsch-

land. Am 6.11.01 nannte Bun-

deskanzler Schröder zudem an-
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ne angeblich zweite geheime US-Anforderungsliste vom 5.
November führte im Bundesministerium der Verteidigung
(BMVg) zu keiner Veränderung des deutschen Angebots, sie
war allerdings der Startschuß für den deutschen Flottenver-
band, der seit Anfang Februar 2002 vor Somalia kreuzt. ( 6) 

Entsprechend unbegründet preßte die Bundesregierung
am 16. November 2002 dem Bundestag mit der Vertrauens-
frage die Zustimmung zur Beteiligung von 3.900 Bundes-
wehrsoldaten ohne Ziel und Auftrag beim amerikanischen
“Anti-Terror-Krieg” für die Dauer eines Jahres ab. (7) Wenig
später billigte der Bundestag auch ein zusätzliches drei Mrd.
DM “Anti-Terror-Paket”, von dem das BMVg die Hälfte für
unbestimmte Zwecke erhielt. (8) 

Der “Enduring-Freedom” Beschluß vom 16. November ist
ein Blancoscheck für alle jüngsten Bundeswehreinsätze jen-
seits des ISAF-Mandates:

Somalia/Djibouti:Somalia/Djibouti: Der deutsche Anteil der “NATO”-Flotte
von etwa 100 Kriegsschiffen vor Somalia besteht aus 1.200
Soldaten (bis zu 1.800 sind bewilligt) auf 
- 3 Fregatten/Zerstörern (Führungsschiff “Bayern” sowie

“Emden” und “Köln”), 
- 5 Schnellbooten Kl. 143/143A (“Bussard”, “Falke”, “Ge-

pard”, “Hyäne” und “Puma”), 
- 2 Tendern Kl. 404 (“Donau” und “Main”), 
- 1 Tanker (“Spessart”), 
- 1 Versorger (“Freiburg”), 
- 3 Seefernaufklärungsflugzeugen BR-1150, 
- einer Marine-Logistik-Basis/MLBE in Djibouti mit 2 Sea-

King Mk. 41-Hubschraubern und 
- 140 Fallschirmjägern. 
Mit dreitägiger Auslaufbereitschaft liegen in Deutschland
weitere fünf Minensuchboote und ein weiterer Tender be-
reit. Die deutsche Armada steht unter dem US-Kommando
von NAVCENT in Manama/Bahrain, national wird sie vom
Flottenkommando in Glücksburg geleitet. (9) Ein UN-Man-
dat existiert so wenig, wie ein klarer Auftrag des Bundesta-
ges. Vereinbarungen mit der NATO oder der US-Regierung
sind nicht bekannt, lediglich über die Nutzung der französi-
schen Militärbasis in Djibouti unterzeichnete der komman-
dierende Vizeadmiral Lutz Feldt am 11. Januar 2002 ein Ab-
kommen mit dem Außenminister von Djibouti, Hawa Ahmed
Youssouf. Bis zu ihrer Stationierung in Kenia werden die
deutschen Breguet-Atlantic-Aufklärungsflugzeuge in das
französische Spionage-Netzwerk eingebunden. (10)

geforderte Fallschirmjäger,

Drohnen und Spürpanzer - wo-

von bisher lediglich KSK-Kom-

mandosoldaten in Afghanistan

zum Einsatz kamen. 

(6) Von Rudolf Scharping wurde

dieser “geheime” Brief als

Grundlage für ein deutsches Af-

ghanistan-Kontingent behaup-

tet (und niemandem gezeigt).

US-Verteidigungsminister Do-

nald Rumsfeld bestritt aller-

dings, der Bundesregierung ei-

ne solche Anforderung ge-

schickt zu haben.

(7) Bundestags-Drucksache (BT-

Drs.) Nr. 14/7296, 7.11.2002

(8) Die vage genannten Ver-

wendungszwecke für Kommuni-

kation (SATCOMBw), Satelliten-

spionage (SAR-Lupe), Präzisi-

onsabstandswaffen (Drohnen),

strategische Transportkapa-

zität (A400M), strategische

Personalverlegung/San (ETrUS)

und Überlebensfähigkeit (Din-

go/GTK) haben mit Terrorismus

nichts zu tun, stattdessen han-

delt es sich um eine zusätzliche

Subventionierung unterfinan-

zierter alter Rüstungsprojekte.

Nicht zufällig deckt sich dieser

“Anti-Terror-Bedarf” mit der

Prioritätenliste des “Material-

und Ausrüstungskonzeptes” des

BMVg vom März 2001, siehe ami

5/01, S. 14ff. Auch die von den

1,5 “Anti-Terror-Milliarden” DM

zu finanzierende Attraktivitäts-

steigerung und Nachwuchsge-

winnung der Bundeswehr geht

mindestens auf die Anfänge der

“Bundeswehrreform” 1999

zurück. 

(9) www.bundeswehr.de/
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Kuwait:Kuwait: Seit 23. Januar 2002 werden 250 - von bis zu 800 be-
willigten - Bundeswehrsoldaten des 7. ABC-Abwehrbatail-
lons aus Höxter mit Fuchs-Panzern über Cuxhaven zu einem
“mehrmonatigen  Manöver zur Abwehr atomarer und chemi-
scher Kampfstoffe” unter US-Kommando nach Kuwait ver-
legt. Nach Abschluß des Manövers sollen 50 dieser Bundes-
wehrsoldaten “zur Wartung von Fuchs-Spürpanzern” in Ku-
wait bleiben. (11) “Der Zweck dieses Einsatzes ist die Bereit-
stellung von Kräften zum Spüren und Dekontaminieren von
ABC-Kampfstoffen in Regionen, in denen zur Zeit ein Risiko
für den Einsatz derartiger Kampfstoffe gesehen wird. Die
Unterstützung durch deutsche ABC-Abwehrsoldaten kann
daher sowohl den Streitkräften betroffener Koalitionspart-
ner, also Enduring-Freedom-Partner, als auch den Nationen
in der Region zugute kommen. ... ohne eine Zustimmung
dieser Länder und ohne die Bitte der Vereinigten Staaten,
die nicht alles selbst machen können, gäbe es das nicht.”
(12) Mit anderen Worten: bei dem Fuchsmanöver handelt es
sich um die verfassungswidrige (Art. 26 GG) Vorbereitung ei-
nes Angriffskrieges auf den Irak. 

Kenia:Kenia: Nach Kenia sollen Anfang März 100 Marineflieger mit
3 Breguet-Atlantic BR-1150-Seeaufklärungsflugzeugen ver-
legt werden, um den See- und Luftraum um Somalia zu über-
wachen. Die US-Marines wurden bereits nach Kenia verlegt,
um ab März das Landungsmanöver “Edged Mallet” - im Nach-
barland Somalia? -  zu beginnen. (13)

Nachdem also die Bundeswehr für Kampfhandlungen in
Afghanistan von der US-Regierung nicht gebraucht wurde
bemühte sich die Kanzler Schröder, bei den nächsten mi-
litärischen Schritten der US-Regierung sofort mit der Bun-
deswehr zur Stelle zu sein. Gleichzeitig kann als Referenz an
den grünen Regierungspartner gewertet werden, daß sich
nun das Außenministerium mit “Guten Diensten” versuchte,
international zu profilieren.

Als Ende November die massiven US-Bombardements und
die amerikanisch-russische Aufrüstung der afghanischen
“Nordallianz” zur Vertreibung vieler Taliban-Kämpfer führ-
ten, (14) erkannte Bundesaußenminister Joschka Fischer
eine deutsche Profilierungschance als ehrlicher Makler bei
der Petersberg-Konferenz,  auf der vom 27. November bis 5.
Dezember 2001 ein neues Regime für Afghanistan gefunden
werden sollte. Unter Vorsitz des UN-Sondergesandten Lakh-

im_einsatz/enduring_free-

dom/marine_q_a.html

(10) www.irinnews.org;

www.wri-irg.org

(11) dpa 25.2.02

(12) Brigitte Schulte, PStS

BMVg, Bundestags-Plenarproto-

koll (BT-PlPr) Nr. 14/211, S.

20885Df., 23.1.02

(13) Sozialistische Zeitung, Fe-

bruar 2002, S. 11

(14) Die täglich 80-100 gestar-

teten britischen und US-Kampf-

flugzeuge addierten sich bis 8.

November auf etwa 2.700

Einsätze.

Petersberg - endlich eine konstruktive Rolle
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dar Brahimi tagten 26 Delegierte und 24 Berater, die entwe-
der aus der “siegreichen Nordallianz” oder handverlesen aus
dem Exil stammten - Vertreter der Taliban wurden nicht be-
teiligt - über einen 5-Punkte-Plan.  (15) Entsprechend fragil
ist das ausgekungelte 30-köpfige Warlord-”Kabinett” des
Paschtunen Hamid Karsai, dessen Einfluß nicht über die zer-
störte Hauptstadt Kabul hinausreicht. ( 16) Außen-, Innen-
und Verteidigungsministerium gingen an bewährte Kämpfer
der Nordallianz. Während sich im Januar 2002 bereits die Mi-
lizen des Usbeken und “stellvertretenden Verteidigungsmi-
nisters” Rashid Dostum mit den Freischärlern des Ex-”Präsi-
denten der Nordallianz”, Burhanuddin Rabbani, Gefechte
um nordafghanische Einflußzonen lieferten, wurde am 14.
Februar 2002 der afghanische “Luftfahrt- und Tourismusmi-
nister” Abdul Rahman erschlagen. “Ministerpräsident” Kar-
sai machte dafür seinen “Geheimdienstminister”, General
Jan Tawhidi und den “stellvertretenden Verteidigungsmini-
ster” Kalandar Beg verantwortlich. (17) Jenseits dieses von
der “zivilisierten Welt” inthronisierten Gangsterkabinetts
rüsten sich die nicht beteiligten Gruppen Hezb-i-Islami
(Gulbuddin Hekmatyar), Jami Islami (Burhanuddin Rabbani)
und Atehad Islami (Abdul Rasul Sayaf) für ihre Verteilungs-
vorstellungen von Afghanistan. (18)

Am 20. Dezember 2001 befaßte sich der UN-Sicherheitsrat
erstmals seit dem 11. September 2002 direkt mit Afghani-
stan und beschloß mit der Resolution 1386 (2001) ein Man-
dat für den sechs-monatigen bewaffneten “robusten Ein-
satz” (Kapitel VII UN-Ch) der “International Security Assi-
stance Force/ISAF”. (19) Diese 4.500 vorwiegend NATO-Sol-
daten aus 16 Ländern sollten das Überleben der “Regierung”
Karsai in Kabul sichern und erste Voraussetzungen zum Auf-
bau des zerstörten Landes schaffen. Mitte März soll der grei-
se Ex-König Zahir Schah aus dem römischen Exil nach Kabul
kommen, am 22. Juni 2002 - zwei Tage nach Auslauf des
ISAF-Mandats - soll eine “Emergency Loya Jirga”, eine große
Notversammlung der Stammesfürsten, über das weitere
Schicksal Afghanistans zusammentreten - so der naive Plan
vom idyllischen Petersberg.

Das ISAF-Mandat schien den UNO erforderlich, um dem
Petersberg-Kabinett wenigstens eine kleine Durchsetzung-
schance in Afghanistan zu versprechen und damit die huma-
nitäre Glaubwürdigkeit der NATO-Staaten unter Beweis zu
stellen. Gleichwohl war die ISAF ein Minimalkonsens aller

(15) 11 Delegierte und 10 Bera-

ter der “Nordallianz (Leiter:

“Innenminister” Kanuni), 11

Delegierte und 10 Berater der

“Romprozesses” um den ehe-

maligen afghanischen König

Zahir Schah (Leiter: Schah-Ver-

trauter Prof. Sirat, Vorsitzender

des Bonner Rates [Frankfurter

Prozeß]), 3 Delegierte und 2

Berater aus Peshawar (pakista-

nisches Exil, Vorsitz: Hamed

Gailani, Sohn des einflußrei-

chen Pir Gailani), 3 Delegierte

und 2 Berater des sog. “Zypern-

prozesses” (iranischer Einfluß,

Vorsitz: Homajun Jareer,

Schwiegersohn des Warlords

Gulbuddin Hekmatyar). Aus-

wärtiges Amt: Unterrichtung

des Deutschen Bundestages

über die im Zusammenhang mit

der Beteiligung bewaffneter

deutscher Kräfte relevanten

Fragen der Bekämpfung des in-

ternationalen Terrorismus und

der Entwicklungen in und um

Afghanistan, 3.12.2001; Die

fünf Punkte: 1. Treffen der

wichtigsten Repräsentanten, 2.

Schaffung eines vorläufigen

Rats unter Vorsitz einer landes-

weit respektierten persönlich-

keit, 3. Aufbau einer Über-

gangsverwaltung für bis zu zwei

Jahren, 4. Einberufung einer

großen Ratsversammlung

(“Loya Jirga”) zur Bestätigung

des Programms der Übergangs-

verwaltung einschließlich der

Ausarbeitung einer Verfassung

und 5. Ende der Übergangspha-

se durch Annahme einer neuen

Verfassung und Einsetzung ei-

ner neuen Regierung

ISAF - Schutzmission für Räuberbande
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Beteiligten, der in der Praxis kaum mehr als ein PR-Manöver
sein kann, das einen geordneten Übergang von Krieg zu zi-
vilem Wiederaufbau vortäuschen soll: sämtliche afghani-
schen Warlords waren nicht an ausländischen Soldaten in
ihren Einflußgebieten interessiert, zunächst mochte auch
kein Land Bodentruppen für eine gefährliche und zugleich
aussichtslose ISAF-Mission zur Verfügung stellen. Das Er-
gebnis war ein Kurzmandat bis 20. Juni 2002 für eine kleine
Hauptstadttruppe, die größtenteils mit ihrem eigenen
Schutz beschäftigt ist. Eine systematische Entwaffnung der
afghanischen Kriegsparteien ist nicht vorgesehen. Die briti-
sche Armee unter General McColl übernahm schließlich bis
30. April 2002 das ISAF-Kommando. Bereits im Dezember
2001 erklärte sich die Bundesregierung außer Stande, nach-
folgend das ISAF-Kommando fortzuführen. Erneutes Drän-
gen der US-Regierung Ende Januar 2002 änderte nichts an
der Einschätzung des BMVg, daß die Bundeswehr als “lead
nation” in Afghanistan überfordert wäre, zumal mittlerwei-
le unter Militärs unumstritten ist, daß eine nutzbringende
Afghanistan-Mission weit über Juni 2002 hinausreichen,
über erheblich größere Ressourcen verfügen und sich auf
ganz Afghanistan erstrecken müßte.

Angesichts der fortschreitenden Neupositionierung der
afghanischen Kriegsfürsten kündigte US-Verteidigungsmi-
nister Rumsfeld am 22. Februar 2002 an, daß die US-Regie-
rung nun wahrscheinlich doch dauerhaft Bodentruppen
nach Afghanistan entsenden wird. (20) Am 28. Februar 2002
meldete die Berliner Zeitung unter Berufung auf einen Spre-
cher des Verteidigungsministeriums, die Bundeswehr würde
nun doch ab April 2002 das ISAF-Kommando übernehmen -
allerdings nur das “taktische Kommando”. Alle bis dahin et-
wa 5.000 ISAF-Soldaten in Kabul sollen dann unter deut-
schem Befehl stehen, ohne daß die Bundeswehr “lead nati-
on” würde. Denn die “operative Führung” der Truppen wür-
de die US-Army übernehmen. Mit anderen Worten: die Bun-
deswehr soll Versorgung und Sicherheit in Kabul koordinie-
ren und damit den US-Truppen der Rücken für ihre Kampf-
einsätze im übrigen Afghanistan freihalten. Damit könnte
sich der amerikanische “Luftsieg” über die Taliban endgültig
in einen unkalkulierbaren Guerillakrieg am Boden wandeln.

Damit hat Kanzler Schröder mit seiner konzeptlosen Solida-
rität die Bundeswehr endgültig in eine gefährliche Sackgas-
se manövriert. Seit Oktober 2001 ist die Bundeswehr an “En-

(16) Hamid Karsai ist Chef des

Popalsai-Stammes in der Pro-

vinz Urusgan. In den 80er Jah-

ren baute er in den USA eine

Restaurantkette auf und unter-

stützte den Kampf der Mudja-

hedin gegen die sowjetische

Besetzung Afghanistans finan-

ziell. 1992-94 war er stellver-

tretender Außenminister in

zwei Mudschahedin-Kabinet-

ten, zuletzt unter Burhanuddin

Rabbani, der ihn jetzt

bekämpft. Als Warlord kämpfte

Karsai zuletzt in der Region

Kandahar gegen das Taliban-

Regime.

(17) Frankfurter Rundschau,

16.2.2002. Auch wenn andere

Quellen aufgebrachte Pilger für

diese Tat verantwortlich mach-

ten, spiegelt die Schuldzuwei-

sung Karsais doch das Klima im

Kabinett von Kabul wider. 

(18) BMVg: Unterrichtung des

Parlaments über die Ausland-

seinsätze der Bundeswehr,

3/02, 17.1.02, S. 2

(19) Die Anti-Terror-Resolutio-

nen 1368 (2001) vom

12.9.2001 und 1373 (2001)

vom 28.9.2001 verurteilten

Terrorismus lediglich allgemein

und forderten zu gemeinsamen

Handeln auf. Sie nennen aber

weder ein Angriffsziel Afghani-

stan noch stellen sie UN-Man-

date für US-/NATO-Angriffs-

kriege dar. UN-SC Res 1386

(2001), SC/7248, 20.12.2001

(www.un.org.

(20) Mit der Erklärung von NA-

TO-Generalsekretär Robertson

vom 25. Februar 2002, die Bun-

deswehr werde nach dem 26.

Bundeswehr - vom Katzentisch an die Front
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during Freedom” in Afghanistan beteiligt. Zunächst waren
es wenige Verbindungsoffiziere und Elitesoldaten des Kom-
mandos Spezialkräfte/KSK, die von Pakistan aus im Gehei-
men den amerikanischen Spezialkommandos assistierten.
Ende Februar 2002 sollen “sicherlich mehr als 200” KSK-Sol-
daten im Raum Kandahar auf Terroristenjagd gewesen sein.
(21) Das ist illegal, da der Bundestagsbeschluß vom 16. No-
vember 2001 zu Enduring Freedom nur den Einsatz von 100
Spezialkräften zuläßt und der Afghanistan-Entsendebe-
schluß/ISAF vom 22. Dezember bestimmt: “Einsatzgebiet ist
Kabul und Umgebung.” (22) Noch am 8. November hatte
Bundeskanzler Schröder in seiner Regierungserklärung be-
hauptet: “Es geht weder um eine deutsche Beteiligung an
Luftangriffen noch um die Bereitstellung von Kampftruppen
am Boden.” (23)

Seit 26. November 2001 unterstützt die Bundeswehr den
US-Krieg in Afghanistan durch täglich etwa drei C-160-Tran-
sall-Transportflüge auf den Routen Ramstein-Istanbul-Incir-
lik/TR und Mildenhall/GB-Burgas/BG-Incirlik - bis Ende
2001 waren es 106 Flüge. Das BMVg zählte bis dahin 857
Bundeswehrsoldaten zu seinem “Enduring Freedom”-Kon-
tingent. (24) 

Zwei Tage nach dem UN-Mandat stimmte der Deutsche
Bundestag am 22. Dezember 2001 einem ISAF-Kontingent
von maximal 1.200 Soldaten zu. Sie sind Teil des “Deutsch-
Niederländisch-Österreichisch-Dänischen Einsatzkontingen-
tes ISAF”, das vom deutschen Brigadegeneral Carl Hubertus
von Butler kommandiert wird. (25) Die Leitung in Deutsch-
land läuft beim Einsatzführungskommando der Bundeswehr
in der Potsdamer Henning-von-Tresckow-Kaserne zusam-
men, womit sich die Bundeswehr endgültig ihren “Norma-
litätswunsch” vom eigenen Generalstab erfüllte.

Am 1. Januar 2002 trafen die ersten neun Soldaten des
deutschen ISAF-Kontingents in Kabul ein, Anfang Februar
waren es bereits knapp 600 Bundeswehrsoldaten. (26) In Ka-
bul fährt das Kontingent seit dem 14. Januar mit Wiesel-
und Dingo-Panzerfahrzeugen Patroullien. (27) Angeblich
wegen notwendiger Reparaturarbeiten des afghanischen
Flughafens Bagram (Minen) bauen sich Bundeswehr und
niederländische Einheiten seit Januar den usbekischen
Flughafen Termez als Luftlandestützpunkt aus.  (28) Wahr-
scheinlicher ist allerdings, daß die US-Verbündeten die we-
nigen einsatzfähigen Flughäfen in Afghanistan für ihre
Zwecke beanspruchen. (29) Bemerkenswert ist, mit welchen
Regimen die Bundeswehr innerhalb von zwei Monaten ihre
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ganz eigene “Partnership for Peace” geschlossen hat - neben
Usbekistan und Bulgarien auch Kuwait, Kenia und Djibouti.

Die offizielle Aufgabe der deutschen ISAF-Soldaten ist
“die Unterstützung der afghanischen Behörden bei der Auf-
rechterhaltung der Sicherheit im Einsatzgebiet (Kabul und
Umgebung)”. (30) Da “afghanische Behörden” jedoch nicht
existieren, laufen und fahren die Bundeswehrsoldaten in
Kabul Streife - gelegentlich zusammen mit halbamtlichen
Milizionären, zumeist aber alleine. Zu diesem Zweck ist Ka-
bul in einen britischen und einen deutschen Sektor unter-
teilt, französische Soldaten kontrollieren den Flughafen.
Seit am 15. Februar 2002 vier ISAF-Soldaten - darunter zwei
deutsche - nach einem Fußballspiel leicht verletzt wurden
(ein Australier wurde bereits erschossen), beschäftigt sich
das Bundeswehr-Kontingent weniger mit Patrouillen, als
mit der Befestigung des eigenen Feldlagers. (31)

Einen ernsthaften Beitrag zum Wiederaufbau Afghanistans
kann die ISAF-Truppe nicht leisten. Nachdem
Weltbank/IBRD und Asian Development Bank/ADB ein not-
wendiges Wiederaufbauvolumen von etwa 15 Milliarden $ in
den kommenden zehn Jahren für Afghanistan errechnet
hatten, tagte am 21./22. Januar 2002 die “International
Conference on Reconstruction Assistence to Afghanistan” in
Tokyo. 60 Regierungen und 20 internationale Organisatio-
nen versprachen der afghanischen Übergangsregierung für
2002 etwa 1,8 Mrd. $, - innerhalb der nächsten fünf Jahre
soll eine Summe von über 4,5 Mrd. $ zusammenkommen.
(32) Erfreut kündigte der afghanische “Verteidigungsmini-
ster” umgehend an, davon zu allererst eine Armee von
250.000 Soldaten aufstellen zu wollen - nicht zufällig
nimmt die Zahl seiner “Stellvertreter” ständig zu.

Die Bundesregierung bemüht sich demgegenüber, die
konstruktiven Seiten der Civil-Military-Cooperation (CIMIC)
hervorzuheben: “Deutschland hat auf Wunsch der afghani-
schen Interim-Administration und der Vereinten Nationen
eine führende Rolle beim Wiederaufbau der afghanischen
Polizei übernommen. (...) Die afghanische Interimsadmini-
stration hat in Berlin angekündigt, beim Wiederaufbau der
afghanischen Polizei der Einhaltung der internationalen
Menschenrechtsstandards und der Integration der Frauen
besondere Bedeutung beizumessen,” freut sich das Auswär-
tige Amt. (33) Seit Mitte Februar unterhält deshalb auch das
Bundesinnenministerium einen Stab von zehn Polizeibeam-
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ten in Kabul. Mit 10 Mio. Euro Sorforthilfemitteln sollen sie
beim Aufbau einer Polizeiakademie helfen. Auch 40 Klein-
busse will die Bundesregierung liefern, schließlich sollen
25.000 afghanische Polizisten ausgebildet werden. (34) “Die
Autorität der Übergangsregierung muss von den Afghanen
selbst gewährleistet werden. Sie kann nicht zuerst gegrün-
det werden auf die internationale militärische Präsenz,” er-
klärt Rudolf Scharping seine Vorliebe zur Polizei. ( 35)  Das
Kalkül der Bundesregierung ist durchsichtig: keine Regie-
rung der “internationalen Staatengemeinschaft” möchte ei-
gene Bodentruppen außerhalb Kabuls stationieren. Statt-
dessen werden dafür afghanische Polizisten ausgebildet, die
den gut bewaffneten Warlords im Lande Paroli bieten sollen.

Auf 362 Mio. $ beziffert die Bundesregierung ihren Ge-
samtbeitrag zum Wiederaufbau Afghanistans bis 2005. Unter
Abzug indirekter Hilfsbeiträge über EU und Banken sind dies
etwa 80 Mio. Euro pro Jahr. Dem stehen alleine 340 Mio. Eu-
ro gegenüber, die nach Schätzung des BMVg der sechsmona-
tige ISAF-Bundeswehreinsatz in Afghanistan bis Juni 2002
kosten soll. Nur 150 Mio. Euro davon muß Rudolf Scharping
aus seinen zusätzlichen 1,5 Anti-Terror-Milliarden beglei-
chen, für jeden weiteren Euro wird der Einzelplan 60 (Allge-
meine Finanzverwaltung) von Finanzminister Hans Eichel
zur Kasse gebeten. (36) Da bereits absehbar ist, daß das
ISAF-Mandat über Juni hinaus verlängert wird bedeutet
dies, daß die Bundesregierung bei heutigen Kostenplanun-
gen gut das achtfache (ca. 700 Mio. Euro/Jahr) ihrer Wieder-
aufbaumittel für einen weitgehend nutzlosen Bundesweh-
reinsatz ohne Perspektive ausgibt. 

Das Kalkül der Bundesregierung kann nicht aufgehen:
nachdem die Bundeswehr schon bei der Bombardierung Af-
ghanistans nicht gebraucht wurde, wollte sich die rot-grüne
Regierung als Helfer - mit Lazarett-Airbus, auf dem Peters-
berg, in Tokyo und schließlich mit Patrouillen und Polizei-
kräften - profilieren. Da dabei das bewaffnete Clansystem
nicht in Frage gestellt wird, nützen die deutschen
Bemühungen der afghanischen Bevölkerung nichts. Viel-
mehr werden die Menschen für eine symbolische “Power Pro-
jection”-Politik mißbraucht und eher früher als später neu-
en Warlords in ihren Ruinen überlassen. Nebenbei zweigt
sich die Bundeswehr über eine Milliarde Euro für neue Waf-
fenkäufe ab und präsentiert sich bereits wieder solidarisch
am Horn von Afrika und in Kuwait, um diesmal in der ersten
Reihe zu sitzen, wenn der “Führer der zivilisierten Welt”
wieder ruft: “dead or alive”n

(34) www.auswaertiges-amt.de

(35) Die Welt, 10.2.2002

(36) Die Welt, 10.2.2002


